
Zweitens eine Erklärung beider deutscher Staaten, die Ober­
grenzen der gemeinsamen Streitkräfte im Vorgriff auf Wien 2 
und deren Abkommen auf insgesamt höchstens 300 000 Mann zu 
fixieren und davon auf dem Gebiet der ehemaligen DDR ledig­
lich Territorialstreitkräfte in Stärke bis zu 60 000 Mann zu statio­
nieren.

Diese Nachfolgeeinrichtung der Volksarmee soll nicht mehr 
über schweres Material verfügen, nicht in die NATO und in die 
Bundeswehr integriert sein, sondern beispielsweise den Mini­
sterpräsidenten der Länder oder einem gesamtdeutschen 
Staatssekretär unterstellt sein. Schließlich sind Übergangsrege­
lungen und Fixierung des Zeitraumes der Stationierung und des 
Abzuges fremder Streitkräfte auf deutschem Boden festzulegen.

Wir haben große Hoffnung, daß beide Bündnisse auf deut­
schem Boden zusammenfinden, um in gemeinsamen Einrich­
tungen zur Überprüfung von Abrüstungsschritten gemeinsam 
zusammenzuarbeiten und daß so erste wichtige Schritte auf dem 
Weg hin zur europäischen Sicherheit erfolgen.

Meine Damen und Herren! Die Zusammenfassung der sehr 
komplexen Materie und der vielen Schritte, die hier zu beachten 
sind, hat mich hier natürlich in eine gewisse Hektik der Erläute­
rung gebracht.

(Heiterkeit)

Ich bitte zu berücksichtigen, daß geplant ist, eine Regierungs­
erklärung zu diesem Thema in der kommenden Woche abzuge­
ben, der ich hier nicht vorgreifen kann, sondern daß ich hier nur 
über den Stand berichten konnte.

Ich bitte auch zu berücksichtigen, daß der Außenminister ge­
stern bis zum Nachmittag hier war, um zu diesen Fragen Stel­
lung zu nehmen, allerdings sein Terminplan ihn heute nicht hier 
sein ließ. Dies ist aber natürlich bei einer Terminplanung im Au­
ßenministerium nicht anders möglich und verdankt es hier na­
türlich den Schwierigkeiten der Terminplanung in diesem Hau­
se auch.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Staatssekretär, gestatten Sie zwei Anfragen? Bitte, Herr 
Abgeordneter Weiß.

Weiß (Bündnis90/Grüne):

Herr Staatssekretär, welche Aufgaben sehen Sie für die von 
Ihnen so genannte Territorialarmee, also für eine Rest-NVA auf 

un Gebiet der dann gewesenen DDR? Können Sie mir in der 
-Meinung folgen, daß es keinen Sinn hat, in einem Staat zwei un­

terschiedliche Armeen zu haben, die dann vielleicht irgendwann 
einmal aufeinander losgehen werden?

Dr. Misseiwitz, Parlamentarischer Staatssekretär im Mini­
sterium für Auswärtige Angelegenheiten:

Herr Weiß, ich bitte, daß Sie, wenn Sie das als ein Paradoxon 
ansehen, berücksichtigen, daß vielleicht gerade dieses Parado­
xon der Einstieg sein könnte in eine Lösung, die uns eben nicht 
in eine NATO-Lösung als Blocklösung führt. Sie müssen von der 
Tatsache ausgehen, daß die Bundesrepublik und die Bundes­
wehr gegenwärtig Mitglied der NATO sind und daß es in der 
Bundesrepublik keine politische Kraft gibt, die durchsetzungs­
fähig wäre oder von der Bevölkerung hinreichend unterstützt 
würde, den Austritt der Bundesrepublik aus der NATO zu errei­
chen. Demzufolge bleibt die Bundeswehr ein Teil der NATO, und 
wir können im Sinne der Stabilität in Europa auch nicht davon 
absehen, daß ein Austritt aus den gegenwärtigen militärischen 
Bündnissen zur Zeit schon der richtige Weg ist.

Wir gehen aber von unserer Seite davon aus, daß ein Vorrük- 
ken der NATO auf das Territorium der DDR - und das wäre mit 
der Bundeswehr verbunden - unakzeptabel ist. Das beruht nicht

nur auf unserer persönlichen Meinung oder der Meinung der 
Regierung hier allein, sondern es beruht auch auf dem, was zwi­
schen Bush und Gorbatschow einmal in Malta vereinbart wurde. 
Die Veränderungen in Osteuropa dürfen nicht zu einem Vorrük- 
ken oder zu einer Veränderung der strategischen Situation in 
Europa führen. Deswegen müssen wir eine Situation schaffen, 
in der in der DDR die Teile der Streitkräfte außerhalb von NATO 
und Bundeswehr organisiert sind, gleichzeitig aber solche 
Streitkräfte existieren, deren Nichtangriffsfähigkeit und struk­
turelle Ausrüstung dafür da ist, notwendige Aufgaben der Terri­
torialverteidigung zu leisten und dies nicht eventuell anderen zu 
überlassen.

(Zuruf beim Bündnis 90/Grüne: Gegen wen denn?)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich danke Ihnen. Es sind noch zwei weitere Anfragen. Ich bit­
te, diese Anfragen kurz zu stellen und kurz zu beantworten.

Claus (PDS):

Herr Staatssekretär, die Kompliziertheit der Dinge, über die 
Sie hier zu berichten haben, ist uns wohl bewußt. Das ist auch 
aus den Ausführungen des Abgeordneten Willerding deutlich 
geworden. Ich möchte Sie fragen, was die Verhandlungspositio­
nen beider deutscher Regierungen betrifft: Inwiefern sind sie 
bereits kongruent, und wo differieren sie?

Lassen Sie mich noch sagen, daß Sie für mich Ihren Außenmi­
nister hier sehr würdig vertreten und nahezu gedoubelt haben, 
was die bisherige Substanz Ihrer Rede anbetrifft.

(Beifall bei der PDS)

Dr. Misseiwitz, Parlamentarischer Staatssekretär im Mini­
sterium für Auswärtige Angelegenheiten:

Ich darf Ihnen dahingehend antworten, daß es nicht meine 
Aufgabe ist, hier eine Regierungserklärung in vollem Umfange 
abzugeben und daß auch nicht über jeden Gegenstand, über den 
gegenwärtig am Verhandlungstisch verhandelt wird, hier in Ein­
zelheiten geredet werden kann. Ich glaube aber, daß hinlänglich 
klargemacht worden ist, daß unsere Position darauf abzielt, eine 
Lösung zu finden, die in den entscheidenden Fragen, in den mili­
tärisch-politischen Fragen, einen gangbaren Weg sucht inner­
halb des gegebenen Rahmens und des Zeitspektrums dieser Ver­
handlungen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Gestatten Sie noch weitere Anfragen?

(Dr. Misseiwitz: Wenn es die Zeit erlaubt, bitte.)

Frau Voigt (PDS):

Ich möchte das relativieren, was mein Vorgänger gesagt hat. Es 
gab einige hoffnungsvolle Ansätze in Ihren Ausführungen, aber 
trotzdem hätte ich gern von Ihnen gewußt, welchen Eindruck Sie 
haben, zu welcher Erkenntnis Sie bislang gekommen sind, ob 
denn die Bundesregierung ebenfalls Ihre Position vertritt und 
welche Unterstützung und Gemeinsamkeiten Sie in dieser Frage 
der Bildung einer europäischen Sicherheitszone haben.

Dr. Misseiwitz, Parlamentarischer Staatssekretär im Mini­
sterium für Auswärtige Angelegenheiten:

Es gibt dafür viele gemeinsame Ansätze. Die gemeinsamen 
Ansätze bestehen zunächst darin, daß wir gemeinsam davon 
ausgehen, daß zwischen Warschauer Vertrag und NATO Verein­
barungen und Verhandlungen stattfinden sollen. Punkt 1.
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